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Die Präsidentschaft 
Emmanuel Macrons steht 
am Scheideweg, einmal 

mehr. Nach der Gelbwestenbewegung und 
der Covid-Pandemie hat sich die öffentliche 
Auseinandersetzung über die Rentenreform 
zu einer neuerlichen sozialen Krise ent
wickelt. 

Die Kritik entzündet sich u.a. am gewählten 
Verfahrensweg im parlamentarischen Prozess: 
Angesichts unklarer Mehrheitsverhältnisse 
wählte die Regierung den Rückgriff auf den 
Verfassungsartikel 49.3. Dieser ermöglicht es 
der Premierministerin, in bestimmten Fällen vor 
der Nationalversammlung die politische Verant-
wortung der Regierung für einen Gesetzentwurf 
zu übernehmen. Der Entwurf gilt als angenom-
men, wenn nicht innerhalb der darauffolgenden 
vierundzwanzig Stunden ein Misstrauensantrag 
eingebracht wird, der anschließend die Zustim-
mung einer absoluten Mehrheit im Parlament 
findet. In der öffentlichen Wahrnehmung steht 
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dieses Verfahren jedoch stellvertretend für einen 
sich verschärfenden Vertrauensverlust in die poli-
tischen Institutionen der V. Republik. 

So geht es bei den Protesten, die seit Wochen 
von den Gewerkschaften orchestriert wurden, 
nach dem Rückgriff auf Artikel 49.3 allerdings 
zunehmend spontaner und radikaler ausfallen, 
längst nicht mehr um die Rentenreform. Der im 
Vermittlungsausschuss von Senat und National-
versammlung gefundene Kompromiss zum 
Gesetzesvorhaben, der in wichtigen Punkten Kri-
tik an der Reform berücksichtigte, ist in der aktu-
ell aufgeheizten Stimmung weitgehend unterge-
gangen. Auch nach den überstandenen Misstrau-
ensvoten im Parlament verlangen die Gegner der 
Reform nicht mehr und nicht weniger als ihre 
komplette Rücknahme. Vor diesem Hintergrund 
kann man sich die Frage stellen, warum sich Prä-
sident und Regierung entschieden haben, das 
Vorhaben gegen alle Widerstände in Kraft zu set-
zen und damit eine Krise auszulösen, die in Teilen 
bereits systemische Züge trägt.
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Nun gibt es allerdings viele Menschen, die 
schon mit 20 oder früher angefangen haben 
zu arbeiten. Wenn auch sie künftig erst mit 
64 Jahren in Rente hätten gehen dürfen, wä-
ren sie gegenüber anderen Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern benachteiligt, da sie 
dann 44 oder sogar 45 Jahre in das System 
einzahlen. Selbst in den Kreisen der konser-
vativen Republikaner, die im Wahlkampf eine 
Anhebung des frühestmöglichen Rentenein-
trittsalters auf 65 Jahre gefordert hatten und 
die Reform im Kern mehrheitlich unterstütz-
ten, gab es Stimmen, die Sonderregeln für 
diese so genannten „carrières longues“ ein-
forderten. Da die Regierung in der National-
versammlung auf die Zustimmung der Kon-
servativen angewiesen war, um eine Mehr-
heit für das Projekt zu organisieren, wurden 
im Vermittlungsausschuss in diesem Punkt 
erhebliche Zugeständnisse gemacht. So soll 
nun ein vorzeitiger Renteneintritt mit dem 
Erreichen von 43 Beitragsjahren prinzipiell 
ermöglicht werden, ähnlich der Rente mit 63 
in Deutschland. 

Ein weiterer Kritikpunkt lautete, dass Frauen 
im aktuellen Reformprojekt benachteiligt 
werden, insbesondere, weil Kindererzie-
hungszeiten nur eingeschränkt berücksichti-
gt werden. Vor einigen Wochen wurde eine 
regierungsinterne Studie publik, die zu dem 
Schluss kam, dass Frauen von der geplanten 
Reform stärker betroffen seien und im 
Schnitt zukünftig einige Monate länger arbei-
ten müssten als Männer, um eine abschlags-
freie Rente zu bekommen. Einmal mehr träfe 
es vor allem geringer Qualifizierte, die früh 
ins Arbeitsleben eingestiegen sind. 

Das brachte Vertreterinnen und Vertreter 
der Regierung, die seit der Vorstellung der 
Reformeckpunkte angehalten waren, in den 
Medien Überzeugungsarbeit zu leisten, in Er-
klärungsnöte. Sie hielten dagegen, dass die 
geplante Erhöhung der Mindestrenten vor 
allem Frauen zugutekäme, doch auch in die-
sem Punkt bietet das Reformprojekt reich-
lich Angriffsfläche. Denn das von der Regie-
rungsseite häufig angeführte Argument, ak-
tuelle wie zukünftige Rentnerinnen und Rent-
ner, die nur den Mindestlohn verdient haben, 
bekämen ihre Rente auf rund 1.200 Euro 
aufgestockt, erwies sich bei näherer Be-
trachtung als nur teilweise korrekt. Um da-
von zu profitieren sind insbesondere unter-
brechungsfreie Beitragszeiten von 43 Jahren 
nachzuweisen, was den Kreis der potenziell 
Begünstigten letztlich wieder reduziert.

Wozu eine Rentenreform?

Schon im Wahlkampf 2017 war Emmanuel Macron mit 
der Ankündigung angetreten, das französische Renten-
system zu reformieren. Damals schwebten ihm grund-
legende strukturelle Veränderungen vor, die Transpa-
renz schaffen und bestehende Ungerechtigkeiten be-
seitigen sollten. Finanzielle Aspekte spielten kaum eine 
Rolle. Die Gelbwestenbewegung führte letztlich dazu, 
dass das Reformprojekt verschoben wurde. Erst im 
Winter 2019 nahm die Rentendiskussion wieder Fahrt 
auf, nun allerdings mit einem Fokus auf die Bekämp-
fung drohender Defizite anstatt auf den kompletten 
Umbau des Systems. Bereits damals stand eine Erhö-
hung des Renteneintrittsalters im Raum, für die sich 
vor allem der frühere Premierminister Edouard Philippe 
mit Vehemenz einsetzte. Die Reaktion war seinerzeit 
die gleiche wie heute: Das Land wurde für mehrere 
Wochen durch Streiks lahmgelegt. Doch dass das Vor-
haben damals nicht weiterverfolgt wurde, erklärt sich 
nicht in erster Linie mit den Protesten, sondern hing 
mit dem Ausbruch der Covid-Pandemie zusammen. Zu-
rück auf die Tagesordnung kam das Rententhema dann 
erst wieder im Präsidentschaftswahlkampf 2022.

Die Notwendigkeit der Reform wurde von Macron da-
mals wie heute mit unmittelbarem Handlungsbedarf 
begründet, um die Finanzen der Rentenkassen zu sta-
bilisieren. Wenn der Staat gezwungen sei, diese Lü-
cken zu schließen, verfüge er über weniger Steuergeld 
für dringend erforderliche Investitionen in die Zu-
kunftsfähigkeit des Landes und damit die langfristige 
Sicherung von Wohlstand. Doch schon damals warfen 

ihm Kritiker vor, er bleibe eindeutige Zahlen als 
Beleg für die Unterfinanzierung des Systems 
schuldig. Da die Alterung der Bevölkerung mit 
Blick auf die höhere Geburtenrate in Frankreich 
nicht so schnell voranschreitet wie in Deutsch-
land, ist diese Frage auch unter Experten umstrit-
ten. Daher fehlt ein allgemeiner Konsens, dass 
der Status quo nicht hinnehmbar ist. Vor diesem 
Hintergrund war es für die Regierung von Anfang 
an schwer, der Bevölkerung zu vermitteln, dass 
das Renteneintrittsalter angepasst werden muss.

Kritik an der Reform

Abgesehen von dieser grundlegenden Diskussion 
erklärt sich ein Großteil des Unmuts damit, dass 
das Projekt von seinen Gegnern als ungerecht 
wahrgenommen wird. Stein des Anstoßes ist vor 
allem die vermeintliche soziale Unausgewogen-
heit der Reform, die Teile der Bevölkerung be-
nachteilige. 

Zunächst einmal gilt: Für viele würde sich nichts 
ändern, da die meisten Französinnen und Franzo-
sen, vor allem in der Privatwirtschaft, perspek
tivisch ohnehin bis 64 oder länger arbeiten 
müssen, wenn sie eine volle Rente ohne Abzüge 
beziehen wollen. Denn schon vor Jahren wurde 
entschieden, dass für volle Rentenbezüge zu
künftig mindestens 43 Jahre in die Rentenkasse 
eingezahlt werden oder alternativ bis maximal 
67 Jahre gearbeitet werden muss.

Fortsetzung auf Seite 3

Paris, 20. März 2023: Protest des Linksbündnisses NUPES bei der Abstimmung über den Misstrauensantrag 
im Parlament   © picture alliance | Xose Bouzas, Hans Lucas
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onal und die Républicains. Die Debatten in der 
Nationalversammlung werden seitdem vor allem 
von der Auseinandersetzung zwischen der Regie-
rung und der linken Opposition geprägt und ver-
liefen während der zweiwöchigen Aussprache 
über die Rentenreform tumultartig. 

Für Emmanuel Macron, der 2027 nicht mehr zur 
Wahl steht, und Premierministerin Elisabeth 
Borne ging es darum, Reformwillen und Durchset-
zungskraft unter Beweis zu stellen. Ein Scheitern 
der Reform würde dazu führen, dass das poli-
tische Kapital erheblich bröckelt. Das mindert die 
Chancen, weitere Vorhaben umsetzen zu können, 
die auf die wirtschaftliche Erneuerung Frank-
reichs und Vollbeschäftigung abzielen.

Die politischen Gegner der Reform wollen zeigen, 
dass sie die Regierung – mit Unterstützung durch 
die Gewerkschaften und deren starke Mobilisie-
rung auf der Straße – in die Knie zwingen können. 

Auf der Suche nach der 
richtigen Strategie

Es steht also viel auf dem Spiel. Daher verwun-
dert es auch nicht, dass innerhalb der an sich ge-
einten Front der Ablehnung immer wieder Diskus-
sionen über die richtige Strategie entstanden 
sind, als sich abzeichnete, dass am Ende einer 
nur zweiwöchigen Debatte3 in der Nationalver-
sammlung lediglich über einige wenige Artikel des 
Reformpakets abgestimmt wird. Vor allem die 
stärkste Fraktion innerhalb des Linksbündnisses, 
La France Insoumise (LFI), hatte gezielt tausende 
Änderungsanträge eingebracht, um den Prozess 
zu verzögern. Hinzu kamen verbale Provokationen 
von LFI-Abgeordneten, die immer wieder zur Un-
terbrechung der Sitzung führten und einer be-
wussten Demontage der parlamentarischen De-
battenkultur gleichkamen. Führende Gewerk-
schaftsvertreter sowie Grüne und Sozialisten, die 
dem Linksbündnis NUPES angehören, hätten es 
vorgezogen, dass über den zentralen Artikel 7 
(Anhebung des Renteneintrittsalters auf 64 Jahre) 
abgestimmt wird – in der Hoffnung, dass die Re-
gierung unterliegt. 

Ecologie les Verts), den Sozialisten (PS) und den Kommunis­
ten (PCF).
3	 Die Regierung hat das Reformpaket als bloßes Finanz­
gesetz eingebracht, mit dem das Gesetz zur Finanzierung 
der Sozialversicherung korrigiert würde. Diese Maßnahme 
ermöglicht es ihr, die Debattenzeit auf zwei Wochen zu ver­
kürzen und den Druck auf die Opposition zu erhöhen.
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Ebenfalls viel diskutiert wurde die Verantwortung 
der Unternehmen. Gegner der Reform verweisen 
häufig auf die fehlende Bereitschaft der Arbeitge-
ber, ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
weiterzubeschäftigen. Durch die Erhöhung des 
Renteneintrittsalters würden diese faktisch in die 
Arbeitslosigkeit gezwungen. Dieses Argument ist 
durchaus stichhaltig und benachteiligt Betroffene 
doppelt: Sie werden nicht nur aus dem Erwerbsle-
ben gedrängt, sondern müssen auch noch in Kauf 
nehmen, dass die Rentenbezüge am Ende gerin-
ger ausfallen. Der im Vermittlungsausschuss er-
zielte Kompromiss sieht vor, dass die Sozialpart-
ner über Maßnahmen zur Erhöhung der Beschäf-
tigungsquote älterer Menschen verhandeln. Für 
den Fall, dass sie keine Einigung erzielen, sieht 
der Text vor, dass die Regierung eine Förderung 
unbefristeter Arbeitsverträge für diese Altersgrup-
pe erprobt. 

Die Liste der umstrittenen Reformpunkte ließe 
sich noch fortsetzen, doch bereits anhand dieser 
Beispiele wird deutlich, dass alle Versuche, die 
soziale Ausgewogenheit der Reform zu betonen, 
nicht gefruchtet haben und die Regierung sich 
im Kampf um die öffentliche Meinung von Anfang 
an in der Defensive befand. Das liegt auch an der 
Art und Weise, wie das Gesetzespaket erarbeitet 
wurde. 

Wo ist die neue Methode?

Im Wahlkampf hatte Emmanuel Macron zwar 
angekündigt, das Renteneintrittsalter erhöhen zu 
wollen (weshalb er seit seiner Wiederwahl ein 
Mandat für diese Reform reklamiert), aber auch 
(und dies nicht zum ersten Mal) eine neue Metho-

de in Aussicht gestellt, die den vertikalen Regie-
rungsstil seiner ersten Amtszeit ablösen sollte. 

Diesen Worten sind nach Einschätzung der gesell-
schaftlichen Kräfte, die sich angesprochen fühlen 
durften, keine Taten gefolgt1, und als Beweis 
dient vor allem den Gewerkschaften die hek-
tische Vorbereitung der Rentenreform, die wenig 
Spielraum für Kompromisse ließ. Denn Präsident 
und Premierministerin ließen von Anfang an keine 
Bereitschaft erkennen, über Alternativen zur viel-
kritisierten Anhebung des Renteneintrittsalters zu 
diskutieren.

So ist das passiert, was die Regierung eigentlich 
vermeiden wollte: Alle Gewerkschaften, ein-
schließlich der von Laurent Berger angeführten 
CFDT, die sich in der jüngeren Vergangenheit des 
Öfteren konstruktiv gezeigt hatte und die sogar 
einen eigenen Vorschlag zur Rentenreform vorge-
legt hatte, lehnen die Reform strikt ab und koordi-
nieren gemeinsam die seit Wochen anhaltenden 
landesweiten Proteste. 

Starke Polarisierung

Das alles spielt sich vor dem Hintergrund einer 
unvermindert starken politischen Polarisierung 
ab. Im Parlament stehen sich seit Juni 2022 vier 
Blöcke gegenüber: Das Regierungsbündnis (Re­
naissance, Horizons und Mouvement démocrate), 
die Linksallianz NUPES2, der Rassemblement Nati­

1	 Der von Macron einberufene Conseil National de la Re­
fondation wurde von diesen von Anfang an kritisch beäugt, 
vgl. AFA Nr. 39.
2	 Nouvelle Union Populaire, Ecologique et Sociale, beste­
hend aus La France insoumise (LFI), den Grünen (Europe 

Fortsetzung auf Seite 4
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die Rentenreform    © Toufik-de-Planoise, via Wiki­
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Gleichzeitig wäre der Ausgang ungewiss gewesen, 
denn im parlamentarischen Prozess sah es zu-
mindest anfangs so aus, als könne die Regierung 
auf die Unterstützung der Républicains zählen, um 
eine absolute Mehrheit zu erreichen. 

Nachdem der Senat mit den Stimmen der Kon-
servativen der Reform zugestimmt hatte, kam es 
im Vermittlungsausschuss zu den oben beschrie-
benen Kompromissen. Dennoch hat sich die Stra-
tegie der Regierung, auf die Kritiker aus den Rei-
hen der Républicains zuzugehen, letztlich nicht 
ausgezahlt. Trotz der Zugeständnisse der Regie-
rung im Vermittlungsverfahren und der Zustim-
mung der Républicains im Senat blieb ein Teil der 
Fraktion in der Assemblée nationale – angeführt 
von dem jungen Abgeordneten Aurélien Pradié4 – 
bei seiner ablehnenden Haltung. So konnte sich 
die Premierministerin am Ende nicht sicher sein, 
eine absolute Mehrheit in der Nationalversamm-
lung zu erreichen, zumal auch einzelne Abgeord-
nete in den eigenen Reihen zunehmend mit dem 

4	 Pradié war bei der Wahl zum Parteivorsitz im Herbst 
2022 im ersten Wahlgang ausgeschieden, die Eric Ciotti 
gewann. Er zählt sich zum sozialen Flügel der Républicains.

umstrittenen Vorhaben haderten. Der Gefahr 
einer Niederlage wollte sie sich aber nicht aus
setzen. Diese hätte entweder das völlige Schei-
tern des Reformprojekts bedeutet oder zumindest 
eine neuerliche, schwierige Diskussion in beiden 
Häusern des Parlaments nach sich gezogen.

Vor diesem Hintergrund entschieden sich Emma-
nuel Macron und Elisabeth Borne für einen neuer-
lichen Rückgriff auf den Verfassungsartikel 49.3. 
Bei einzelnen Abgeordneten des Regierungsbünd-
nisses und der Konservativen dürfte das für Er-
leichterung gesorgt haben, weil sie auf diese Wei-
se nicht gezwungen waren, bei einer Abstimmung 
über die unbeliebte Reform Farbe zu bekennen. 
Da die daraufhin von der Opposition eingereich-
ten Misstrauensanträge nicht erfolgreich waren 
(obwohl der überparteiliche Antrag sogar die 
Unterstützung einiger konservativer Abweichler 
fand und letztlich nur neun Stimmen fehlten), ist 
die Reform angenommen. Nun steht noch das Vo-
tum des Verfassungsrates aus, das am 15. April 
erwartet wird.

Der politische Schaden für die Exekutive ist indes 
immens und könnte sich als große Hypothek für 
die kommenden Monate (oder sogar Jahre) er

weisen. Doch ungeachtet der immer radikaler 
werdenden Proteste, die zuletzt häufig in Aus-
schreitungen endeten, zeigte sich der Präsident in 
einem Fernsehinterview am 22. März mehr denn 
je entschlossen, an der Reform festzuhalten und 
gegen gewalttätige Demonstranten vorzugehen, 
um die öffentliche Ordnung wiederherzustellen. 
Gleichzeitig griff er einige Kritikpunkte an der 
Reform auf und kündigte an, in einigen Wochen 
den Dialog mit den Sozialpartnern zu suchen, um 
etwa über flexible Lösungen für ältere Beschäf-
tigte sowie für Menschen zu finden, die körperlich 
anstrengende Tätigkeiten verrichten. 

Doch Macrons Ziel, nunmehr trotz der aufge-
heizten Stimmung die Rentenreform abzuhaken, 
den Blick nach vorne zu richten und sich neuen 
Baustellen zuzuwenden (Schule, Gesundheit, Ein-
wanderung, Reindustrialisierung) darf man als 
gewagtes Unterfangen werten. Das Vertrauen in 
den Präsidenten und die Regierung hat einen neu-
en Tiefpunkt erreicht, und die Entschlossenheit 
der Reformgegner ist weiterhin groß. Für den 
6. April haben die Gewerkschaften einen neuer-
lichen landesweiten Protesttag angekündigt.

Dominik Grillmayer	 grillmayer@dfi.de

Am 22. Januar 2023 wurde in Paris in einem feier-
lichen Staatsakt der Unterzeichnung des deutsch-
französischen Freundschaftsvertrags (Élysée-Ver-
trag) vor sechzig Jahren durch Staatspräsident 
Charles de Gaulle und Bundeskanzler Konrad Ade-
nauer gedacht. 

Wie häufiger in letzter Zeit, war ein solches Jubiläum 
nicht nur Gelegenheit zur Erinnerung. Vielmehr ging es 
auch um eine Selbstvergewisserung zwischen den poli-
tischen Akteuren. Die Spitzen von Staat und Regie-
rung, aber auch der beiden Parlamente, bestätigten ihr 
anhaltendes Bekenntnis zur besonderen Bedeutung 
der deutsch-französischen Beziehung. Die von großem 
medialen Interesse begleitete Feier galt nach den Ver-
stimmungen im Herbst 2022, begleitet von der un
gewöhnlichen Absage eines „Deutsch-Französischen 
Ministerrats“, als Gradmesser für den gegenwärtigen 
Zustand der deutsch-französischen Beziehungen. 

60 Jahre Élysée-Vertrag: Festakt in Paris,
viele Veranstaltungen von und mit dem dfi

22.1.2023: Yaël Braun-Pivet, Präsidentin der Assemblée Nationale, Bundestagspräsidentin Bärbel 
Bas sowie Kanzler Olaf Scholz und der französische Präsident Emmanuel Macron während des 
Festakts in der Pariser Sorbonne-Universität    @ dfi 
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Formal wurde mit der nachgeholten gemein-
samen Sitzung der beiden Regierungen den Vor-
gaben des Élysée-Vertrages genüge getan. Gleich-
zeitig wurde jedoch auch deutlich, wie groß die 
Interessenunterschiede zwischen den beiden Re-
gierungen in wichtigen Sachfragen sind. Das gilt 
etwa für die Frage nach der Energieversorgung 
und die Rolle, die Strom aus Kernkraftwerken bei 
der Herstellung „grünen“ Wasserstoffs spielen 
soll. Es gilt ebenso bei der Frage nach der Zu-
kunft des Verbrennermotors in Kraftfahrzeugen, 
nachdem Deutschland seine eigentlich schon ge-
gebene Zustimmung zu einem EU-Gesetzesvorha-
ben nachträglich wieder zurückgezogen hat …

Neben aktuellen politischen Konflikten machten 
die Feierlichkeiten jedoch auch deutlich, dass das 
deutsch-französische Verhältnis gerade auch jen-

Baasner in seiner Eigenschaft als Co-Direktor des 
Deutsch-Französischen Zukunftswerks die Bun-
desforschungsministerin Bettina Stark-Watzinger 
und die beiden Staatsministerinnen für Europa 
Laurence Boone und Anna Lührmann. Gemein-
sam mit seinem Kollegen Gilles de Margerie über-
reichte er den Regierungsvertretern die ersten 
Handlungsempfehlungen, die aus einem 18mona-
tigen deutsch-französischen Konsultationspro-
zess zum Thema der sozial-ökologischen Transfor-
mation auf kommunaler Ebene hervorgegangen 
sind. Am nächsten Tag hatten Frank Baasner und 
Gilles de Margerie Gelegenheit, die Handlungs-
empfehlungen mit dem Vorstand der Deutsch-
Französischen Parlamentarischen Versamm-
lung zu diskutieren.

Das dfi hat im Umfeld des Jubiläums eigene Ver-
anstaltungen organisiert und sich bei Partnern 
aktiv eingebracht. Ludwigsburg und Montbé-
liard, die ältesten Partnerstädte in Deutschland 
und Frankreich, haben am 18. Januar in Ludwigs-
burg in Zusammenarbeit mit dem dfi und am 21. 
Januar in Montbéliard mit einem Vortrag von 
Frank Baasner die Perspektiven kommunaler Zu-
sammenarbeit beleuchtet.

Schon am 12. Januar hatte es in Paris einen Auf-
takt der deutsch-französischen Tage gegeben. 
Gemeinsam mit seinem französischen Partner 
Confrontations Europe hat das dfi am 12. Januar 
2023 in der Maison de l’Europe eine Podiumsdis-
kussion veranstaltet, die die „Zukunft des 
deutsch-französischen Motors“ in den Blick 
nahm. In zwei Gesprächsrunden diskutierten Ab-
geordnete, Regierungsvertreter und Teilnehmer 
aus Wirtschaft und Zivilgesellschaft die Heraus-
forderungen, vor denen die deutsch-französische 
Zusammenarbeit in Zukunft steht. Neben Sylvie 
Goulard, der Präsidentin des dfi, diskutierten die 
ehemalige französische Justiz- und Europamini-
sterin Elisabeth Guigou, der Finanzminister des 

seits der politischen Ebene lebendig ist. Eine Viel-
falt an Akteuren aus dem öffentlichen Raum, aus 
zivilgesellschaftlichen Initiativen, aus dem Bil-
dungs- und wirtschaftlichen Bereich haben die 
Gelegenheit genutzt, „ihren“ deutsch-franzö-
sischen Tag zu begehen und ihr Engagement so-
wie ihre Forderungen öffentlich in Erinnerung zu 
rufen.

Das dfi war an verschiedenen Initiativen beteiligt 
und nicht zuletzt beim Festakt in der Pariser 
Sorbonne-Universität vertreten. Bei der Veran-
staltung mit Hunderten von politischen und ge-
sellschaftlichen Akteuren bot sich die Gelegen-
heit, Gespräche mit Abgeordneten, Regierungs-
mitgliedern und Projektpartnern zu führen. Am 
Nachmittag des 22. Januar, am Ende des gemein-
samen Ministerrats, traf dfi- Direktor Frank 

23.1.2023: dfi-Direktor Frank Baasner diskutiert mit den beiden Vorsitzenden der DFPV, Nils 
Schmid MdB und Brigitte Klinkert, Abgeordnete der französischen Nationalversammlung, 
sowie weiteren Mitgliedern der DFPV Probleme und Potenziale der beiden Länder     
© Laura Kraft MdB

Fortsetzung auf Seite 6

18.1.2023: Podiumsdiskussion in 
Ludwigsburg: „Was Franzosen 

und Deutsche verbindet“ mit Lud­
wigsburgs OB Matthias Knecht, 
Staatssekretär Andre Baumann, 
Studentin Leona Murray und dfi-
Direktor Frank Baasner     @ dfi

Fortsetzung von Seite 4
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Saarlandes, Jakob von Weizsäcker und André Loe-
sekrug-Pietri, Unternehmer und Gründer der Joint 
European Disruptive Initiative (JEDI). Minister von 
Weizsäcker fasste die Debatte zusammen, indem 
er darauf hinwies: „Angesichts der zahlreichen 
Herausforderungen, denen die Union begegnen 
muss, ist es an der Zeit, eine neue Form poli-
tischer Kühnheit zu entwickeln und den Europa
skeptikern nicht das Feld zu überlassen“.

Nicht überraschend kam dem Argument eine be-
sondere Aufmerksamkeit zu, dass in der größeren 
Europäischen Union, mit 27 und bald noch mehr 
Mitgliedstaaten, die deutsch-französische Füh-
rungsrolle nicht mehr dieselbe Bedeutung haben 
könnte, wie in einer Union mit sechs, neun oder 
zwölf Mitgliedstaaten. In der zweiten Diskussions-
runde des Abends ging es um den Blick der Nach-
barn „von außen“ auf den deutsch-französischen 
Motor. Die Korrespondentin des Schweizer Rund-
funks SRF in Brüssel, Isabelle Ory, der Korrespon-
dent des italienischen Corriere della Sera Stefano 
Montefiori sowie die polnische Europaabgeord-
nete Róża Thun (RenewEurope, Polska2050) be-
tonten dabei überraschend einstimmig den Be-
darf der EU an Führung und Orientierung – in 
dem Sinne, dass zwei der größeren Staaten mit 
oftmals entgegengesetzten Präferenzen einen In-
teressenausgleich finden, der dann häufig auch 
die Grundlage eines europäischen Kompromisses 
werden kann. Dazu bedürfe es jedoch eines poli-
tischen Bewusstseins und der Arbeit an einer ge-
meinsamen politischen Vision, wie Róża Thun äu-
ßerte: „Jenseits der einzelnen Projekte wird euro-
päische Legitimität aus der gemeinsamen Bera-
tung und Abstimmung aller Mitgliedstaaten ent-

Darum ging es auch in einer vom dfi produzierten 
Podcast-Folge: Im Rahmen des französischspra-
chigen Angebots „Le PodKast“, den das dfi mit 
der französischen Journalistin in Berlin, Hélène 
Kohl, herausgibt, hat das dfi am 27. Januar eine 
Ausgabe zu den deutsch-französischen Bezie-
hungen und zum Festakt in der Sorbonne veröf-
fentlicht:  

https://podcast.ausha.co/le-podkast/s3-e2-
desenchantement-ou-nouvel-elan

Stefan Seidendorf    seidendorf@dfi.de

stehen, aus dem Vorschlag einer Vision für 
Europa“. Die Botschafterin der Republik Moldau 
in Frankreich, Corina Călugăru, machte deutlich, 
dass die aktuelle internationale Situation die öst-
lichen und südöstlichen Nachbarstaaten immer 
stärker in die EU drängen ließe. Die Erwartungen 
sind hoch und die Bereitschaft, dafür die nötigen 
Reformen einzuleiten, ist in der Bevölkerung vor-
handen.

Während der abschließenden Debatte mit dem 
Publikum stand die Frage im Mittelpunkt, in wie-
weit den verantwortlichen politischen Akteuren in 
beiden Ländern dieser Bedarf an Führung und 
Vision noch bewusst ist. 

12.1.2023: Podiumsdiskussionen zur „Zukunft des deutsch-französischen Motors“, u.a. mit Elisabeth Guigou, Thomas Dorget, Geschäftsführer von 
Confrontations Europe, und Sylvie Goulard, sowie zum „Blick der Nachbarn ,von außen‘ auf den deutsch-französischen Motor“ u.a. mit Isabelle Ory, 
Corina Călugăru, Stefan Seidendorf, Róża Thun und Stefano Montefiori    @ dfi

Fortsetzung von Seite 5

21.1.2023: dfi-Direktor Frank 
Baasner spricht in Montbéliard 

zu 60 Jahre Élysée-Vertrag: 
„Die deutsch-französischen 

Beziehungen im 21. Jahr­
hundert: Wie können wir das 

Engagement der Bürgerinnen 
und Bürger stärken und er­

neuern?“    @ dfi

https://podcast.ausha.co/le-podkast/s3-e2-desenchantement-ou-nouvel-elan
https://podcast.ausha.co/le-podkast/s3-e2-desenchantement-ou-nouvel-elan
mailto:seidendorf@dfi.de
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Ähnlich wie bei der Exkursion mit franzö-
sischen Medienschaffenden nach Berlin und 
in die Niederlausitz im Herbst 2022, standen 
bei der Informationsreise vom 5. – 10. März 
2023 vor allem der Umgang mit dem wirt
schaftlichen Strukturwandel und die viel
fältigen lokalen und regionalen Ansätze zur 
Bewältigung der großen Transformations
prozesse im Mittelpunkt.

Im Rahmen der Kooperation mit dem Deutsch-
Französischen Jugendwerk (DFJW) bei der journa-
listischen Aus- und Weiterbildung ging es bei der 
Reise nach Lille und in die Region Hauts-de-
France einerseits darum, wie diese sich neu erfin-
den will. Die Gegend um Lille war lange Zeit ge-
prägt von Kohle-, Stahl- und Textilindustrie. Doch 
angesichts der internationalen Konkurrenz wurde 
seit den 1980er Jahren eine Zeche nach der an-
deren im so genannten Bassin Minier mangels 
Wirtschaftlichkeit (und auch aufgrund der großen 
Gefahren, denen die Bergarbeiter ausgesetzt 
waren) geschlossen. Die Kohleförderung endete 
endgültig 2004. Auch die vor allem in Roubaix an-
sässigen Textilunternehmen schlossen reihenwei-
se ihre Tore, weil sie nicht mehr konkurrenzfähig 
waren. Nur die traditionsreiche Stahlproduktion 
rund um Dunkerque hat überlebt, sieht sich aber 
mit Blick auf die notwendige Dekarbonisierung 
der Industrie einem erheblichen Anpassungs-
druck ausgesetzt. 

Vor Ort konnten sich die Teilnehmenden der Stu-
dienreise ein Bild davon machen, wie die Region 
mit dem industriellen Erbe und den aktuellen He-
rausforderungen umgeht. Um das große Ganze 

Porträt einer Region im Aufbruch
Studienreise für deutsche Journalistinnen und Journalisten nach Nordfrankreich

Doch welchen Beitrag können diese Projekte mit lo-
kaler oder regionaler Reichweite bei der Bewältigung 
der anstehenden Herausforderungen spielen? Diese 
Frage wurde von den teilnehmenden Journalistinnen 
und Journalisten angeregt diskutiert, ohne dass die 
Gruppe zu einem abschließenden Fazit gekommen 
wäre – klar war: keine Veränderung funktioniert ohne 
das konkrete Handeln authentischer Akteure. Aber ist 
in diesem Wandel bereits die Keimzelle für größere, 
strukturelle Veränderungen angelegt? Hierzu konnte 
sich die Gruppe mit der ersten Bürgermeisterin von 
Lille, Audrey Linkenheld (Parti socialiste), austauschen, 
die vor der Aufgabe steht, durch entschlossenes Han-
deln für Klimaschutz und Klimaanpassung die Transfor-
mation eines der größten Ballungsräume Frankreichs 
voranzutreiben. 

Andererseits bot die Reise auch die Gelegenheit, die 
aktuelle politische und gesellschaftliche Stimmung in 
Frankreich und der Region besser zu verstehen. Am 
7. März gingen die Französinnen und Franzosen wieder 
landesweit auf die Straße, um gegen die Rentenreform 
zu demonstrieren. Am Rande des Protestzuges konnte 
die Gruppe mit Vertretern der Redaktion der regio-
nalen Tageszeitung La Voix du Nord ins Gespräch kom-
men und die Situation später in einem Hintergrund
gespräch mit einem erfahrenen Journalisten vertiefen. 
Neben der Protestbewegung „von unten“ war während 
der Reise außerdem Gelegenheit, mit dem Vizepräsi-
dent des Regionalrats François Decoster (Modem) 

ging es eingangs bei einem Termin mit der 
Industrie- und Handelskammer der Region 
Hauts-de-France, die – inspiriert von dem 
US-amerikanischen Ökonomen Jeremy 
Rifkin – die „dritte Industrielle Revolution“ 
gestalten will. Daran anknüpfend ließen 
sich die Journalistinnen und Journalisten 
in Dunkerque beschreiben, wie die Stadt 
die Dekarbonisierung der dortigen Indust
rie bewältigen möchte. 

Fortsetzung auf Seite 8

Demonstration gegen die Rentenreform am 7. März 2023 in Lille    © dfi

Ehemaliger Förderturm in Loos-en-Gohelle     © dfi

Andererseits konnten die Teilnehmenden 
bei mehreren Terminen vor Ort erfahren, 
wie lokale Stadträte sowie die Bürgerinnen 
und Bürger in einer großen Anzahl lokaler 
und regionaler Initiativen den oft widrigen 
wirtschaftlichen und ökologischen Umstän-
den zu trotzen versuchen und mit viel Elan 
neue, nachhaltige Ansätze ausprobieren. 
Sowohl in der an Dunkerque angrenzenden 
Hafenstadt Grande-Synthe mit ihrer durch 
das größte Stahlwerk Europas geprägten 
Wirtschaftsstruktur als auch in Roubaix 
(Textilindustrie) und Loos-en-Gohelle (Ende 
der Kohleförderung) strahlten die über Be-
teiligungsverfahren und bürgerschaftliche 
Partizipation entstandenen Ansätze jeweils 
eine große Dynamik aus. Dazu gehörte die 
Schaffung neuer Grünflächen in den Städ-
ten, die Einbeziehung gerade der ärmsten 
Familien in neuen Konzepten zur Müllver-
meidung, die Entwicklung einer vornehm-
lich lokal und regional orientierten Kreis-
laufwirtschaft oder die Entwicklung neuer 
Konzepte wie „urban gardening“ oder sogar 
„urban farming“. 
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Für den ersten Austausch seit Corona hatten 
die Robert-Bosch-Schule aus Stuttgart-Zuffen-
hausen und das Lycée général et technolo-
gique Louis Armand aus Villefranche-sur-
Saône auch einen Besuch beim dfi geplant. 

Am 8. März 2023trafen 38 französische und 
15 deutsche Schüler:innen, begleitet von ihren 
Lehrer:innen, am Institut ein. Für die Mehrheit 
der Französinnen und Franzosen, die einen beruf-
lichen Zweig besuchen, handelte es sich um die 
erste Reise ins Nachbarland. 

Nach einer kurzen Vorstellung des Instituts 
wurden die Schüler:innen zunächst selbst 
kreativ und malten in Kleingruppen auf, 
was sie mit dem jeweiligen Nachbarland 
verbinden. Neben Alltagsthemen wie 
Essen und Trinken, Autos und Sport kamen 
auch Geschichte, Politik und Umwelt
themen zur Sprache. Französische Rapper 
waren dabei den deutschen Schüler:innen 
ebenso ein Begriff wie umgekehrt den fran-
zösischen Schüler:innen die deutschen 
Vorbehalte gegenüber der Atomkraft. 

Vier Schüler präsentieren die erarbeiteten Plakate.    
© dfi 

60 Schüler:innen zu Besuch im dfi

Was an den geläufigen Bildern vom Nachbarland und 
seinen Bewohner:innen ist wahr, und wodurch werden 
diese geprägt? Wo unterscheiden sich Selbst- und 
Fremdwahrnehmung, und warum ist das so? Über 
diese Fragen entdeckten und vertieften beide Gruppen 
ihre Vorstellungen von beiden Ländern – sichtlich 
motiviert, noch mehr übereinander herauszufinden.

Bénédicte King    king@dfi.de

Die Gruppe vor dem dfi    © dfi 

über das politische Geschehen sowie das Selbstbild einer 
politischen regionalen Einheit zu diskutieren, die erst 
mit der Territorialreform von François Hollande 2015 aus 
der Taufe gehoben worden war.

Mitte Mai werden die französi
schen und deutschen Teilnehmen
den zu einem gemeinsamen 
Seminar in Straßburg zusammen
treffen, bei dem sie sich über 
journalistisches Arbeiten in Frank-
reich und Deutschland sowie über 
die Erfahrungen austauschen 
können, die sie während der 
beiden Reisen in die Lausitz und 
in die Region Hauts-de-France 
gemacht haben. 

Stefan Seidendorf    

seidendorf@dfi.de

Interview mit Audrey Linkenheld, Erste stv. Bürger­
meisterin von Lille und Vizepräsidentin des Kommunal­
verbands Lille Métropole    © dfi

Besuch der Textil­
werkstatt Résilience, 
Roubaix    © dfi

mailto:king@dfi.de
mailto:seidendorf@dfi.de
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Seit einigen Jahren organisiert das dfi im 
Auftrag der Gips-Schüle-Stiftung den Baden-
Württemberg-Tag – eine eintägige Veranstal-
tung für Stipendiatinnen und Stipendiaten 
dieser Stiftung. Ziel ist es, durch persönliche 
Gespräche die Funktionsweise unseres demo-
kratischen Systems besser zu verstehen. 
In diesem Jahr stand das Thema „politische 
Kommunikation“ im Mittelpunkt.

Das dfi konnte für die Gruppe Gespräche mit rele-
vanten Akteuren arrangieren, die das Thema aus 
unterschiedlichen Perspektiven beleuchtet haben: 
dies waren ein Redakteur des SWR, ein Journalist 
der Stuttgarter Zeitung, der europapolitische 

In allen Gesprächen ging es auch um tagtägliche Ab-
läufe der jeweiligen Arbeitsgebiete, um besondere 
Herausforderungen und Chancen, die diese mit sich 
bringen. Dieser Blick hinter die Kulissen und der 
persönliche Kontakt mit verschiedenen Berufsgrup-
pen ist jedes Jahr für die Teilnehmenden, neben der 
inhaltlichen Relevanz des Themas, ein wichtiger As-
pekt für ihre eigene (berufliche) Entwicklung.

Ebenso interessant waren, neben den regen inhalt-
lichen Diskussionen, die Besichtigung eines SWR-
Fernsehstudios, der Gang durch den Landtag sowie 
eine spontane Kurzführung in der Villa Reitzenstein. 

Susanne Binder    binder@dfi.de

Sprecher der SPD-Landtagsfraktion und der 
Sprecher der Landesregierung. Wie ein roter 
Faden zog sich dabei die Erkenntnis durch die 
Gespräche, dass sich aufgrund der aktuellen 
medialen Möglichkeiten und des veränderten 
Nutzer- und Informationsverhaltens die Art der 
politischen Kommunikation in den letzten Jah-
ren deutlich verändert hat. Dies betrifft die 
„Produktion“ von Meldungen ebenso wie deren 
„Verarbeitung“. Social-Media-Kanäle, rückläu-
fige Print-Abo-Zahlen, Dominanz von Bundes
politik vor Landespolitik – dies sind Stich-
punkte, die die Gesprächspartner genannt ha-
ben, um auf Gründe für die Veränderungen hin-
zuweisen. 

Im Gespräch mit Oliver von Schaewen, 
Stuttgarter Nachrichten  

Politische Kommunikation
Ein Thementag für Stipendiatinnen und  
Stipendiaten der Gips-Schüle-Stiftung

Die Gruppe mit Matthias 
Gauger, Sprecher der  
Landesregierung, in der  
Villa Reitzenstein   

alle Fotos auf dieser Seite:  
© dfi

Führung im SWR Fernsehstudio mit Henning Otte (SWR)    Im Landtag bei MdL Nicolas Fink, europapolitischer 
Sprecher der SPD-Fraktion   

mailto:binder@dfi.de
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Nouveaux horizons goes digital

Ende des letzten Jahres hat die Baden-Württ-
emberg Stiftung neue Schritte in Richtung Di-
gitalisierung angestoßen. Nun ging im März 
2023 das Antragsportal online. 

Ab sofort können Sie alle Anträge (Komponente A 
und B) online einreichen und Ihr Projekt von 
Anfang bis Ende digital verwalten. Ziel des Online-

Wenn Sie weitere Informationen zum Programm 
Nouveaux horizons möchten, gehen Sie auf die 

Webseite der Baden-Württemberg Stiftung  
oder schreiben eine Mail an: 

Bénédicte King, Susanne Binder  

nh-bwstiftung@dfi.de

Portals ist es zum einen, die Antragstellung und 
die Verwaltung der Förderung für die Antrag
steller übersichtlicher und einfacher zu gestalten. 
Gleichzeitig werden die internen Prozesse opti-
miert und die Papierablage weitgehend reduziert.

Eine erste Schulung für interessierte Antragsteller 
fand bereits am 16. März statt. Die Aufzeichnung 
können Sie auf der Startseite des Antragsportals 
sehen: 

https://antragsportal.bwstiftung.de/

Die inhaltliche Beratung durch das dfi bleibt 
selbstverständlich bestehen.

Nun ist es soweit: Das deutsch-französische 
Bürgerportal „FRED.info“ ist am Freitag, 
den 24. März 2023 zum ersten Mal online 
gegangen.

Bei FRED.info handelt es sich um ein gemein-
sames Projekt des Landes Baden-Württemberg 
und der Region Grand Est, in Kooperation mit 
dem dfi und der Agentur „let’s dev“, welches sich 
an die Bürger:innen beiderseits der Grenze und 
darüber hinaus wendet. 

Das deutsch-französische Bürgerportal soll die 
Sichtbarkeit bestehender Institutionen, Akteure 
und Serviceangebote erhöhen und die Bür
ger:innen in der baden-württembergisch-franzö-
sischen Grenzregion an die richtigen Ansprech-
personen und Einrichtungen verweisen. Darüber 
hinaus bietet das Bürgerportal den Bürger:innen 
die Möglichkeit, sich aktiv an der Entwicklung 
des grenzüberschreitenden Raums zu beteiligen. 
Somit erleichtert FRED.info das deutsch-franzö-
sische Engagement der Bürger:innen.

FRED.info zeigt das jeweilige Nachbarland in 
vielen Facetten. Neben Freizeitaktivitäten (Kunst, 
Kultur, Sport, Natur, Unterhaltung Tourismus) 
haben auch Sprach- und Weiterbildungsangebote, 
wirtschaftliche und politische Themen ihren Platz 

Ansprechpartner:in und den direkten Kontakt zu 
finden. Auf diese Weise werden die gelisteten 
Institutionen und Akteure ihrerseits Teil eines 
Expert:innennetzwerks, welches die Vernetzung 
in der Region weiter erleichtern soll. 

Darüber hinaus vermittelt die Plattform vielfältige 
Informationen über Fördermöglichkeiten für zivil-
gesellschaftliches Engagement. Nach und nach 
wird sich für Bürger:innen, Vereine, Initiativen 
daraus auch die Möglichkeit ergeben, grenzüber-
schreitend, deutsch-französisch und europäisch 
vernetzt zu werden und so zu gemeinsamen 
Engagements zu kommen.

Das deutsch-französische Bürgerportal kann ab 
sofort unter der folgenden URL besucht werden: 

https://fred.info/
Schauen Sie sich die Website gerne an und 
erkunden Sie ihre facettenreichen Kategorien.

Maxime Legrandlegrand@dfi.de

auf dem Bürgerportal. Außerdem hilft das Bürger-
portal den Nutzer:innen beim Verständnis, wie 
verschiedene politische Akteure in der deutsch-
französischen Grenzregion zusammenarbeiten. 
Durch die Unterseite „Aktuelle Themen“ bleiben 
die Nutzer:innen auf dem Laufenden zu wichtigen 
politischen Themen, die die Grenzregion be
treffen.

Um Suchwege in Zukunft zu verkürzen, soll das 
Bürgerportal die Nutzer:innen und ihre Anliegen 
schnell an die zuständige Einrichtung und die 
zugehörigen Ansprechpartner:innen verlinken. 
Darüber hinaus wird ein umfassender Überblick 
über aktuelle Veranstaltungen in der Region 
geboten.

Zusätzlich beinhaltet die Plattform ein in dieser 
Form neues Angebot. Ein Kontaktverzeichnis der 
unterschiedlichen Akteure und Einrichtungen 
der deutsch-französischen Grenzregion, erlaubt 
es interessierten Bürger:innen, die richtige 

Screenshot 
des deutsch-

französischen 
Bürgerportals 

FRED.info    

© dfi

FRED.info ist online:
Portal für die Grenzregion 

https://www.bwstiftung.de/de/bereiche-programme/bildung/nouveaux-horizons
mailto:nh-bwstiftung@dfi.de
https://antragsportal.bwstiftung.de
FRED.info
FRED.info
FRED.info
FRED.info
https://fred.info
mailto:legrand@dfi.de
FRED.info
FRED.info
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Jubiläum 75 Jahre dfi: Deutsch-Französische Zukunfts
konferenz und weitere Feierlichkeiten

Im Juli 2023 wird das Deutsch-Französische 
Institut anlässlich seines 75jährigen 
Bestehens eine deutsch-französische 
Zukunftskonferenz ausrichten.

Aktuelle Situation

Deutschland und Frankreich stehen gemeinsam 
mit ihren europäischen Partnern vor gewaltigen 
Herausforderungen. Der Klimawandel erfordert 
entschlossenes Handeln. Mit dem russischen 
Krieg gegen die Ukraine wird die europäische 
Solidarität auf eine harte Probe gestellt. Die 
weltweiten Machtzentren verschieben sich und 
die EU droht zum Zuschauer des Wettstreits zwi-
schen China und den USA zu werden. Europa 
muss sich neu aufstellen und mit Blick auf die 
anstehenden Erweiterungen auch seine eigenen 
Institutionen und Prozesse auf den Prüfstand 
stellen. Deutschland und Frankreich kommt in 
diesem Zusammenhang traditionell eine Schlüs-
selfunktion zu – der „deutsch-französische 
Motor“ ist gefragt und muss weitere Partner in 
der EU mitziehen, um sich den Zukunftsaufgaben 
zu stellen. Italien kann angesichts seiner Wirt-
schaftskraft und seiner großen Bevölkerung hier 
eine Schlüsselrolle als dritter Partner spielen. 
Die europäischen Regierungen und die Gemein-
schaftsinstitutionen werden diese Aufgaben 
allerdings nur mit der Unterstützung der Bevölke-
rung bewältigen können.
 

Warum Ludwigsburg?

Keine andere Stadt ist ein stär-
keres Symbol für die deutsch-
französische Partnerschaft als 
Ludwigsburg. Von der Grün-
dung des Deutsch-Franzö-
sischen Instituts 1948, die von 
der Zivilgesellschaft ausging, 
über die erste Städtepartner-
schaft zwischen Ludwigsburg 
und Montbéliard 1950, den Be-
such Robert Schumans im dfi 
1955, die große Rede des 
Staatspräsidenten Charles de 
Gaulle an die deutsche Jugend 
1962 bis zu Bundespräsi-

Die Deutsch-Französische Zukunfts
konferenz im Sommer 2023

Folgende Aktivitäten sind vorgesehen:

Repräsentative Meinungsumfrage in Deutschland, Frank
reich und Italien zum gesellschaftlichen und politischen 
Klima, zu den Erwartungen, Sorgen und Hoffnungen der 
Bevölkerungen (Institut Allensbach & Partner)

Ludwigsburger Erklärung einer Fokus
gruppe „Next Generation“

Ergänzend zur repräsentativen Umfrage wird eine nicht 
repräsentative Fokusgruppe jüngerer Bürgerinnen und 
Bürger gebildet, die sich mit denselben Fragen befassen 
wie die Meinungsumfrage. Die Gruppe formuliert eine 
Erklärung, die ergänzend zur repräsentativen Meinungs-
umfrage vorgestellt wird.
 
Abschlussveranstaltung mit hochrangigen 
Gästen aus Deutschland und Frankreich
 
Bitte merken Sie sich heute schon den 3. Juli 2023 vor. 
An diesem Tag wird am Vormittag eine große Festveran-
staltung mit der Präsentation der Ergebnisse von Zu-
kunftskonferenz und Umfrage stattfinden. Wir erwarten 
politische Prominenz zu diesem schönen Anlass.
 
Diese besondere Aktion wird dank der großzügigen 
Förderung durch die Wüstenrot Stiftung und weitere 
Unterstützer überhaupt erst ermöglicht.

Für weitere Informationen:  
Frank Baasner baasner@dfi.de

denten, Bundeskanzler:innen, Premier
ministern, Präsidenten und vielen anderen 
hochrangigen Persönlichkeiten: Bis heute 
sind das dfi und die Stadt Ludwigsburg 
gleichbedeutend mit deutsch-französischer 
Kooperation. Manchmal ist sogar die Rede 
von einer „Generation Ludwigsburg“. Dabei 
hat das dfi die Zukunft stets im Blick geha-
bt, oder wie Jacques Delors es 1998 bei der 
50-Jahrfeier des dfi ausgedrückt hat: „Das 
Deutsch-Französische Institut war also 
stets Avantgarde unter jenen, die sich für 
eine bessere gegenseitige Verständigung 
engagierten.“
 
Der Anlass: 75 Jahre Deutsch-
Französisches Institut

2023 feiert das dfi sein 75-jähriges Jubilä-
um – aus den physischen und moralischen 
Trümmern der Nazi-Diktatur und aus der 
Mitte der Gesellschaft geboren, hat das 
Deutsch-Französische Institut über Jahr-
zehnte die Verständigung zwischen Deut-
schen und Franzosen gefördert. Nun ist es 
angesichts der tiefgreifenden Verände-
rungen des 21. Jahrhunderts an der Zeit, 
neue Impulse zu geben. Dabei sind sowohl 
die älteren Generationen mit ihrer Erfah-
rung gefragt als auch und vor allem die jün-
geren Generationen mit ihren Erwartungen, 
ihrer Dynamik und ihren Überzeugungen. 
Deshalb wird das dfi im kommenden Som-
mer, anstelle seiner traditionellen Jahresta-
gung, gemeinsam mit vielen Partnern eine 
Deutsch-Französische Zukunftskonferenz 
ausrichten.
 

Das Deutsch-Französische Institut früher ...    

... und heute    © dfi

mailto:baasner@dfi.de
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Außenministerin Annalena Baerbock 
gratuliert dem dfi

„[H]erzliche Gratulation zu Ihrem 75-jährigen 
Jubiläum“ – mit diesen Worten würdigte 
Außenministerin Annalena Baerbock in ihrer 
Stuttgarter Rede zu Europa im Neuen Schloss 
in Stuttgart die Arbeit des Deutsch-Franzö-
sischen Instituts. 

Baerbock erinnerte in diesem Zusammenhang 
an die Weitsicht und den Mut, der von den 
Gründungsvätern des Instituts und ihren Sinnes-
verwandten ausging, und forderte mehr davon 

angesichts der vielfältigen Bedrohungen und 
Herausforderungen in der heutigen Zeit. „Unser 
gemeinsames Europa fiel nicht vom Himmel. 
Sondern es wurde gebaut“, so die mahnenden 
Worte der Ministerin. 

Annalena Baerbock bei ihrer „Stuttgarter Rede 
zu Europa“ @ Steffen Schmid | www.baden-
wuerttemberg.de 

Link zur Rede: https://www.auswaertiges-
amt.de/de/newsroom/baerbock-stuttgarter-
rede-europa/2582910 

Eileen Keller    keller@dfi.de

Präsenz-Veranstaltungen

Lebensführung im Spannungsfeld von Islam und Beruf
Vortrag von Linda Hennig über die Verein
barkeit von Religion und Arbeit im deutsch-
französischen Vergleich am 5. April um  
18:30 Uhr

Ist die Zugehörigkeit zum Islam ein Konfliktfaktor 
im beruflichen Miteinander? Beeinträchtigt sie die 
Arbeitsmarktintegration muslimischer Frauen in 
Deutschland und Frankreich? Welche Auswirkun

gen haben rechtliche Regelungen bezüglich der 
Religionspraxis am Arbeitsplatz in beiden Ländern?

In ihrer Promotion ist Linda Hennig diesen Fragen 
nachgegangen und hat im deutsch-französischen 
Vergleich die Vereinbarkeitskonflikte zwischen 
muslimischer Religiosität und Berufstätigkeit un-
tersucht und dabei die verschiedenen Lösungs
ansätze der Frauen herausgearbeitet.

In ihrem Vortrag wird sie auch auf die Aus
wirkungen religiöser Überzeugungen auf die 
Erwerbsmotivation, die Rolle von Diskriminie-
rungen und den Kontext einer islamkritischen 
Gesellschaft eingehen.

Wir bitten um eine vorherige Anmeldung  
bis zum 3. April 2023 (siehe unten).

Die „Franzosen Deutschlands“
Vortrag von Hélène Engels-Perrein über 
das  Leben der französischen Garnisonen in 
Deutschland am 27. April um 18:30 Uhr

„Die Idee zu diesem Buch wurde im Juni 2016 in 
der Bibliothek des Deutsch-Französischen Insti-
tuts geboren“, hat Hélène Engels-
Perrein an den Anfang von „Die 
Franzosen Deutschlands – Ak-
teure der deutsch-französischen 
Freundschaft von 1945 – 1999“ 
gestellt. Dies ist der bisher einzig 
bekannte Hinweis darauf, dass 
ein Besuch der Frankreich-Biblio-
thek dazu inspiriert hat, ein Buch 
zu schreiben. Aber natürlich nicht 
der einzige Grund, seine Autorin 
ins dfi einzuladen:

Denn Hélène Engels-Perrein hat mit ihrer Studie 
über Leben und Alltag der französischen Militär
angehörigen und ihrer Familien insbesondere an 
den Garnisonsstandorten Baden-Baden, Freiburg, 
Landau und Trier zwischen 1945 – 1999 echte 
Pionierarbeit geleistet.

Wie haben ihre Landsleute ihr Leben 
in der Fremde organisiert? Welche 
Spannungen entstanden im Zusam-
menleben zwischen der deutschen 
und französischen Gemeinschaft vor 
Ort? Und wie hat sich die Präsenz 
der französischen Kräfte, die 1945 
als Besatzer kamen und bis 1999 als 
Freunde blieben, auf das deutsch-
französische Verhältnis ausgewirkt? 
Diese und andere Fragen wird 
Hélène Engels-Perrein am 27. April 
in ihrem Vortrag beantworten.

Wir laden Sie herzlich zu beiden Ver-
anstaltungen ein und bitten um eine 
vorherige Anmeldung über unsere An-
meldeformulare im Internet:
•	�Zur Veranstaltung mit Linda Hennig 

am 5. April:  

https://dfi.de/vereinbarkeit
•	�Zur Veranstaltung mit Hélène 

Engels-Perrein am 27. April: 

https://dfi.de/francais_d_
allemagne 

Eine Anmeldung per Post, Fax oder 
per Mail an veranstaltung@dfi.de  
ist natürlich ebenfalls möglich.

Martin Villinger    villinger@dfi.de

https://www.auswaertiges-amt.de/de/newsroom/baerbock-stuttgarter-rede-europa/2582910
https://www.auswaertiges-amt.de/de/newsroom/baerbock-stuttgarter-rede-europa/2582910
https://www.auswaertiges-amt.de/de/newsroom/baerbock-stuttgarter-rede-europa/2582910
mailto:keller@dfi.de
https://dfi.de/vereinbarkeit
https://dfi.de/francais_d_allemagne
https://dfi.de/francais_d_allemagne
mailto:veranstaltung@dfi.de
mailto:villinger@dfi.de
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2023: ein dynamisches Jahr für die deutsch-
französische Hochschulkooperation

Das 60-jährige Jubiläum des Élysée-Vertrags 
bietet der Deutsch-Französischen Hochschule 
Gelegenheit, ihren Wirkungskreis und ihre Ak-
tivitäten für die Zusammenarbeit zwischen 
Deutschland und Frankreich in Lehre und For-
schung zu intensivieren.

Die Zukunft der deutsch-französi-
schen Freundschaft vorbereiten

In diesem Sinne hat die DFH im September 2022 
für ihr Netzwerk aus mehr als 200 Hochschulen 
eine Sonderausschreibung speziell zu diesem 
Jahrestag veröffentlicht. Das Ziel: Förderung von 
Projekten, die die deutsch-französische Hoch-
schulkooperation in die gesamte Gesellschaft 
tragen. Festivals, Podiumsdiskussionen, deutsch-
französischer Hackathon, Theaterworkshop: Etwa 
20 Projekte, die Hochschulen unter Beteiligung 
verschiedenster Akteure durchführen, wurden 
bereits gefördert. Die DFH ist zudem Partner der 
großen Online-Konsultation „Welche Ideen sollen 
Deutschland und Frankreich in Europa voran

Online-Konsultation von Civico Europa, der Europäischen Akademie Berlin und Make.org    © DFH/UFA

Fortsetzung auf Seite 14

treiben?“, die von Civico Europa, der Europä-
ischen Akademie Berlin und Make.org initiiert 
wurde, um Vorschläge zur Zukunft der deutsch-

französischen Beziehungen aus der Zivilgesell-
schaft zusammenzutragen. Zudem hat die DFH 
kürzlich zwei neue Pilotausschreibungen zur 

Nachruf auf Herrn Dr. Wolfgang Frank 

Wolfgang Frank, Mitglied im Förderverein des dfi     
© Björn Hänssler | www.bopicture.de

schen Deutschland und Frankreich nicht möglich 
gewesen, ohne die intellektuelle Offenheit, wie 
sie Wolfgang Frank verkörperte, hätte es keinen 
fruchtbaren Dialog geben können. Die Genera
tion, der er angehörte, hat Maßstäbe gesetzt und 
den soliden Sockel geschaffen, auf dem jüngere 
Generationen aufbauen können.

Das dfi weiß um das Zusammenspiel von Tradi
tion und Erneuerung. Im Jahr unseres 75jährigen 
Jubiläums werden wir ganz bewusst eine deutsch-
französische Zukunftskonferenz ausrichten, die 
sich an alle Generationen, vor allem aber an junge 
Menschen wendet. Wolfgang Frank war dabei, als 
wir im Förderverein diese Idee entwickelt haben. 
Er hätte sicher gerne auch am Festakt Anfang Juli 
teilgenommen. Wir werden ihm ein ehrendes An-
denken bewahren.

Frank Baasner    baasner@dfi.de

Mit Rechtsanwalt und Notar Dr. Wolfgang 
Frank, der am 4. Februar 2023 verstorben ist, 
verliert das Deutsch-Französische Institut 
einen langjährigen Freund und unermüdlichen 
Förderer. Bis zuletzt war er als 2. Vorsitzender 
im Förderverein des dfi engagiert, immer 
ansprechbar, wenn wir Rat brauchten. An 
unserer Arbeit nahm er regen Anteil. 

In Erinnerung bleiben mir besonders seine 
Erzählungen, wie er als kleiner Junge in der Villa 
Frischauer in der Asperger Straße 34 gespielt hat, 
als dort noch der Sitz des Oberbürgermeisters 
war – sein Vater Robert Frank hatte das Amt von 
1954 bis 1960 bekleidet.

Wolfgang Franks Vita ist, so wie die vieler anderer 
Persönlichkeiten in Stadt und Kreis, ein heraus
ragendes Beispiel zivilgesellschaftlichen Engage-
ments für ein geeintes Europa. Ohne die Energie 
der Gesellschaften wäre die Annäherung zwi-

Make.org
Make.org
www.bopicture.de
mailto:baasner@dfi.de
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grenzüberschreitend tätigen Institutionen und 
Wirtschaftsakteuren zu bringen, ist uns des-
halb ein besonderes Anliegen, weil jeder da-
von profitiert und somit auch Europa stärker 
wird“, so DFH-Präsident Prof. Dr. Philippe 
Gréciano. 

Zusammenarbeit und Innovation 
durch Austausch fördern

Am 9. Juni eröffnet die DFH in Den Haag den 
Deutsch-Französischen Dialog für Frieden 

Unseren Newsletter dfi aktuell 
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Schaffung von deutsch-französischen Pro-
fessuren und Tutoraten veröffentlicht, um 
Forschung und Lehre im deutsch-franzö-
sischen Kontext fortzuentwickeln und auszu-
bauen.

Exzellenz fördern

Im Jubiläumsjahr hat die Deutsch-Franzö-
sische Hochschule (DFH) am 26. Januar 
2023 in der französischen Botschaft in 
Berlin herausragende Studierende und 
Absolvent*innen ihrer binationalen und tri-
nationalen Studiengänge sowie die besten 
deutsch-französischen Doktorarbeiten aus-
gezeichnet. Zusätzlich zu diesen Preisen, die 
von grenzüberschreitend tätigen Unter
nehmen und Institutionen aus Deutschland 
und Frankreich finanziert wurden, vergab die 
DFH mit ihren Partnern BNP Paribas, SaarLB 
und Michelin Homburg sechs Stipendien. 
Damit konnte bereits eine Rekordzahl an 
Studierenden, Doktorand*innen und 
Absolvent*innen der DFH ausgezeichnet 
werden. „Diese jungen Talente stehen für die 
Zukunft der deutsch-französischen Freund-
schaft und im Mittelpunkt der europäischen 
Zusammenarbeit. Sie durch solche Koopera-
tionsprogramme frühzeitig in Kontakt mit 

Fortsetzung von Seite 13

Termine

5. April 2023
Lebensführung im Spannungsfeld von 
Islam und Beruf: Vortrag von Linda Hennig 
über die Vereinbarkeit von Religion und 
Arbeit im deutsch-französischen Vergleich

27. April 2023
Les „Français d’Allemagne“: Vortrag von 
Hélène Engels-Perrein über Franzosen, 
die in Deutschland leben, als Akteure der 
deutsch-französischen Freundschaft

und Gerechtigkeit. Ziel ist, hochrangige deutsche und 
französische Forschende und Persönlichkeiten rund um 
geopolitische und völkerrechtliche Fragen zusammen
zubringen. Nicht zuletzt wird die DFH auf der VivaTech-
Messe im Juni beim French German Tech Lab, dessen Ziel 
es ist, deutsche und französische Start-ups sichtbarer zu 
machen, erneut Akteur*innen aus Wirtschaft und Hoch-
schullehre zusammenbringen.

Weitere Infos: https://www.dfh-ufa.org/ 

Kontakt: Céline Krauß    krauss@dfh-ufa.org

Verleihung der Exzellenz- und Dissertationspreise sowie der „BNP Paribas-DFH-Stipendien“ – Die Preisträger*innen und Stipendiat*innen, ihre 
jeweiligen Förderer sowie der Botschafter der Französischen Republik in Deutschland, Herr François Delattre, Philippe Gréciano, Präsident der DFH, 
und Eva-Martha Eckkrammer, Vizepräsidentin der DFH    © Jacek Ruta/DFH-UFA 
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